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FORUM 
 KATHOLIKENRAT DÜSSELDORF
Ihr Katholikenrat informiert

Am 23. Februar ist Bundestagswahl - Gehen Sie wählen!

Vielleicht fragen Sie sich, warum ausgerechnet auch der Ka-
tholikenrat Düsseldorf zur Wahl aufruft. Als Christinnen und 
Christen sind wir froh und dankbar, in einem demokratischen 
und sozialen Rechtsstaat leben zu dürfen, der Frieden und 
Freiheit, auch Religionsfreiheit, sichert.

Demokratie lebt vom Mitgestalten, lebt vom Mitmachen. Wir 
alle sind aufgerufen, also auch alle Katholikinnen und Katho-
liken in Düsseldorf, uns für die rechtsstaatliche Demokratie 
in unserer Gesellschaft einzusetzen.

Nächstenliebe, Solidarität, Bewahrung der Schöpfung, soziale 
Gerechtigkeit und der Schutz von Armen und Schwachen sind 
unsere Aufgaben und gleichzeitig unsere universellen Werte 
als Christinnen und Christen. Jeder Mensch ist ein Ebenbild 
Gottes mit einer unantastbaren Würde und gleichen Men-
schenrechten, unabhängig von seiner Herkunft, Hautfarbe, 
Religion, seines Geschlechts oder sexuellen Identität. 

2020 zur Kommunalwahl haben wir die wahlberechtigten 
Düsseldorfer Bürgerinnen und Bürger ebenfalls aufgerufen, 
von ihrem Wahlrecht Gebrauch zu machen, um Parteien und 
Kandidatinnen und Kandidaten zu wählen, die sich für Wer-
te und Ziele einsetzen, die mit dem Geist des Evangeliums 
vereinbar sind. In diesem Sinne haben wir die Fragen an die 
Parteien ausgewählt. Wir hoffen, Ihnen damit trotz der Kürze 
der Antworten auf komplexe Fragen die Wahlentscheidung 
zu erleichtern.

Wir schließen uns hiermit ausdrücklich der Erklärung der 
Deutschen Bischofskonferenz aus dem Februar 2024 an, in 
der es heißt: „Völkischer Nationalismus und Christentum sind 
unvereinbar“. Auch mit unserem Wahlrecht gestalten wir die 
Demokratie. Nutzen Sie bitte die Chance zu einer freien und 
demokratischen Wahl!

Ihr Katholikenrat Düsseldorf  

Liebe Lesende,

„Der Begriff des Gemeinwohls hat für die Kirche  
stets einen universalen Horizont. Daher treten wir für 
multilaterale Zusammenarbeit und Solidarität ein – 

auf Ebene der Europäischen Union ebenso wie weltweit.“ 
DBK
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1. Welche sind für Sie die dringlichsten Aufgaben,  
die sich einer neuen Regierungskoalition stellen werden 
und wie würden Sie sie priorisieren? 
Unser Ziel ist ein starkes und gerechtes Deutschland, in dem alle 
ihren Platz haben. Wir wollen die Menschen entlasten, für sta-
bile Renten sorgen und bezahlbaren Wohnraum schaffen. Mehr 
Netto vom Brutto und bezahlbare Energie gehören genauso 
dazu wie Investitionen in Arbeitsplätze und Innovation. Mit 
einem „Made-in-Germany-Bonus“ sichern wir unseren Wohl-
stand und stärken die Wirtschaft. Unser Angebot ist einfach: 
Sicherheit, Zusammenhalt und eine faire Zukunft für alle.

2. Kinder sind die Zukunft einer Gesellschaft.  
Was kann der Bund zur Verbesserung der Situation in KiTas 
und Schulen in unserem Land beitragen?  
Weniger Föderalismus, mehr Einfluss des Bundes?
Kinder sind unsere Zukunft, und der Bund kann eine wichtige 
Rolle bei der Verbesserung von KiTas und Schulen spielen. Bil-
dung darf nicht vom Geldbeutel oder der Herkunft abhängen! 
Der Bund sollte deshalb stärker in die Bildungsfinanzierung 
investieren und bundesweite Standards fördern, um Chancen-
gleichheit sicherzustellen. Das ist gut investiertes Geld, das 
durch die Bildungsrendite später vielfach zurückgezahlt wird.

3. Was möchten Sie unternehmen gegen den 
Fachkräftemangel in unserem Land, beispielsweise gegen 
den Pflegenotstand, Mangel in Bildungseinrichtungen  
und handwerklichen Berufen?
Gute Arbeitsbedingungen sind der Schlüssel, um Fachkräfte zu 
gewinnen und zu halten. Wir brauchen bessere Löhne, mehr 
Ausbildungsplätze und eine starke duale Ausbildung. Viele Un-
ternehmen gehen hier bereits heute mit gutem Beispiel voran. 
Erleichterte Einwanderung und die schnelle Anerkennung von 
Berufsabschlüssen sind ebenfalls entscheidend – das Fach-
kräfteeinwanderungsgesetz war ein erster wichtiger Schritt.

4. Wie wollen Sie im Sinne der Generationen- 
gerechtigkeit den Folgen des demographischen 
Wandels in Deutschland begegnen?
Die Folgen des demografischen Wandels erfordern generatio-
nengerechte Lösungen. Wir wollen die gesetzliche Rente stär-
ken, das Rentenniveau stabil halten und in Bildung sowie Kin-
derbetreuung investieren, um Familien zu entlasten und die 
Erwerbsquote zu steigern. Gleichzeitig fördern wir die Fach-
kräftezuwanderung, denn Deutschland war und bleibt ein er-
folgreiches Einwanderungsland – das zeigen nicht zuletzt auch 
die persönlichen Biografien unserer beiden Kandidaten Zanda 
Martens und Adis Selimi.

5. Mit welchen Maßnahmen werden Sie die Entwicklung  
zu einer inklusiven Gesellschaft in Deutschland fördern?
Unter einer inklusiven Gesellschaft verstehen wir, dass jeder 
Mensch unabhängig von Herkunft, Behinderung oder sozi-
alem Status voll am Leben teilhaben kann. Wir wollen Barri-
eren abbauen: in Gebäuden, bei digitalen Angeboten, in der 
Schule und im Job. Kinder mit und ohne Behinderung sollen 
gemeinsam lernen können und niemand darf wegen seiner 
Herkunft oder Lebensumstände benachteiligt werden. Unser 
Ziel ist, dass Vielfalt im Alltag selbstverständlich wird und 
jeder Mensch die gleichen Chancen erhält – das ist für uns 
gelebte Sozialdemokratie.

6. Wie stehen Sie zur Forderung nach Streichung des  
§ 218 aus dem StGB? Woher nehmen Sie ausreichende  
Mittel, um Beratung und Förderung sicherzustellen?
Wir stehen für einen respektvollen Umgang mit dem The-
ma, der die Würde der Frau und den Schutz des Lebens glei-
chermaßen achtet. Die derzeitige Kriminalisierung führt bei 
Frauen oft zu Angst und Stigmatisierung. Die Streichung des 
§ 218 StGB zielt deshalb darauf ab, Schwangerschaftsabbrü-
che aus dem Strafrecht zu lösen und den Fokus auf Beratung 
und Unterstützung zu legen. Eine Entkriminalisierung bedeu-
tet dabei nicht, den Schutz des Lebens aufzugeben, sondern 
durch gute Beratung echte Alternativen und Unterstützung 
zu bieten. Die hierfür notwendigen Mittel müssen durch ge-
zielte Bundesprogramme und eine bessere Ausstattung der 
Kommunen bereitgestellt werden.

DR. ZANDA MARTENS 
UND ADIS SELIMI
FÜR DIE SPD IM INTERVIEW

Dr. Zanda Martens, Foto: Fionn Große 
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7. „… Denn ich war hungrig und ihr habt mir zu essen gegeben; 
ich war durstig und ihr habt mir zu trinken gegeben; ich war 
fremd und ihr habt mich aufgenommen; …“ (Mt. 25, 35) 
Wie werden Sie zur Aufnahme von geflüchteten Menschen 
stehen, die bei uns Schutz und Integration suchen?
Die Worte aus Matthäus 25, 35 lassen sich als klarer Auftrag 
lesen, Mitmenschlichkeit zu leben. Diese Haltung teilt die SPD: 
Geflüchteten Menschen müssen wir Schutz, Perspektiven und 
Unterstützung bei der Integration bieten. Besonders die große 
Solidarität der Düsseldorfer Bürgerinnen und Bürger und der 
Kirchen zeigt, wie Mitgefühl praktisch gelebt wird. Damit die-
se Hilfe gelingt, braucht es schnelle Asylverfahren, Zugang 
zu Bildung und Arbeit sowie Maßnahmen zur Bekämpfung 
von Fluchtursachen. Nur mit Solidarität und Verantwortung 
– national wie international – schaffen wir eine gerechte und 
menschliche Gesellschaft.

8. Welche Maßnahmen planen Sie zum Thema  
Wohnungsbau bzw. bezahlbare Wohnungen? 
Werden Menschen gefragt, wie sie ihre bezahlbare Wohnung 
gefunden haben, sagen viele: „Ich hatte Glück!“ Aber Woh-
nen darf keine Glückssache sein – es ist ein Grundrecht und 
muss bezahlbar sein. Unsere Bundestagsabgeordnete Zanda 
Martens hat gegen erbitterte Widerstände für ein besseres 
soziales Mietrecht gekämpft und will das auch künftig ge-
meinsam mit Adis Selimi als neuem Abgeordneten fortset-
zen: Für eine konsequente Verlängerung der Mietpreisbrem-
se, den Kampf gegen Mietwucher und Spekulation sowie eine 
deutliche Förderung des sozialen Wohnungsbaus. Damit be-
zahlbarer Wohnraum keine Glückssache bleibt!

9. Wie stellen Sie sich die zukünftige Alterssicherung  
und deren Finanzierung vor?
Wer an Rente denkt, sollte sich aufs Eis mit Enkelkindern 
freuen und nicht die staatliche Stütze oder das Flaschen-
sammeln fürchten müssen. Menschenwürdige Rente ist kein 
Geschenk, sondern das Ergebnis der persönlichen Lebenslei-
stung. Deshalb wollen wir, dass alle in die gesetzliche Ren-
tenkasse einzahlen, das Rentenniveau stabil bleibt und das 
Renteneintrittsalter nicht weiter angehoben wird.

10. Wie wollen Sie die vereinbarten und notwendigen  
Klimaziele einhalten?
Die Einhaltung der Klimaziele erfordert entschlossenes Han-
deln. Wir setzen auf den Ausbau erneuerbarer Energien, eine 
klimaneutrale Industrie, den beschleunigten Ausbau der In-
frastruktur und die Förderung von klimafreundlicher Mobili-
tät - wie mit dem Deutschlandticket. Gleichzeitig ist es Kern-
anliegen der Sozialdemokratie, die Kosten des Klimaschutzes 
gerecht auf alle Schultern zu verteilen, um Klimaschutz mit 
wirtschaftlicher Stärke und gesellschaftlichem Zusammen-
halt zu verbinden und Freude auf eine gute Zukunft machen.

11. Was werden Sie dafür tun, um Frieden und Sicherheit  
zu gewährleisten?
„Der Frieden ist nicht alles, aber alles ist ohne den Frieden 
nichts.“ Dieses kluge Zitat von Willy Brandt leitet auch heu-
te unser Handeln: Wir setzen uns stets zuerst für Diplomatie 
und friedliche Lösungen ein. Gleichzeitig stehen wir fest an 
der Seite der Ukraine und unterstützen sie humanitär, finan-
ziell und militärisch, um ihre Freiheit und Souveränität zu si-
chern. In diesen Zeiten neuer Unsicherheiten ist zudem eine 
eigenständige Verteidigungsfähigkeit unverzichtbar, weshalb 
wir die Bundeswehr modernisieren und die europäische Si-
cherheitsarchitektur stärken.

12. Halten Sie die Stimme der Kirchen in unserem Land  
für relevant? 
Die Stimme der Kirchen ist wichtig, weil sie gesellschaftliche 
Debatten oft aus einer Perspektive bereichern, die über 
kurzfristige Interessen hinausgeht – das kann nicht jeder Po-
litiker von sich behaupten. Sie mahnen zu sozialer Gerech-
tigkeit, Bewahrung der Schöpfung und der Solidarität mit 
Schwächeren. Diese Werte sind heute besonders relevant 
und ebenfalls Kernthemen der Sozialdemokratie. Gerade in 
einer pluralen Gesellschaft sind die konstruktiven, kritischen 
Stimmen der Kirchen deshalb ein unverzichtbarer Bestandteil 
des öffentlichen Diskurses.

13. Unsere Gesellschaft braucht Strukturen, die den  
Zusammenhalt unterstützen. Wie möchten Sie zukünftig 
Ehrenamt und zivilgesellschaftliches Engagement fördern? 
Werden Sie gerne konkret.
Ohne die vielen Menschen, die sich freiwillig engagieren, wür-
de vieles stillstehen. Wir wollen, dass ihr Einsatz leichter wird: 
weniger Papierkram und mehr Unterstützung, etwa durch 
kostenlose Weiterbildungen oder günstigere Tickets für den 
Nahverkehr. Mit dem Demokratiefördergesetz sichern wir 
langfristig die Finanzierung von Initiativen, die unsere Gemein-
schaft stärken. Ehrenamt heißt, Verantwortung für andere zu 
übernehmen, und dafür verdienen alle Engagierten nicht nur 
Respekt, sondern echte Anerkennung und Entlastung.  

Adis Selimi
Foto: SPD Düsseldorf 
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1. Welche sind für Sie die dringlichsten Aufgaben,  
die sich einer neuen Regierungskoalition stellen werden und 
wie würden Sie sie priorisieren? 
Die dringendsten Aufgaben sind der wirtschaftliche Auf-
schwung, eine zukunftsorientierte Migrationspolitik und die 
Stärkung der Verteidigungsfähigkeit. Die Wirtschaft muss durch 
Bürokratieabbau und gezielte Investitionen entlastet werden, 
ohne die junge Generation durch Schulden zu belasten. In der 
Migrationspolitik braucht es eine klare Differenzierung zwischen 
Arbeitsmigration und Sozialstaatzuwanderung, um langfristig 
tragfähige Lösungen zu schaffen. Auch die Verteidigung erfor-
dert Reformen, etwa durch die Einführung eines Gesellschafts-
jahres zur Stärkung der Bundeswehr und sozialer Einrichtungen.

2. Kinder sind die Zukunft einer Gesellschaft.  
Was kann der Bund zur Verbesserung der Situation in KiTas 
und Schulen in unserem Land beitragen?  
Weniger Föderalismus, mehr Einfluss des Bundes?
Die föderale Struktur ermöglicht eine bedarfsgerechte Anpas-
sung an regionale Gegebenheiten, fördert pädagogische Vielfalt 
und Innovation und schafft Wettbewerb um höhere Qualitäts-
standards. Wir wollen als CDU Familien entlasten und sie finan-
ziell durch eine Weiterentwicklung des Kinderfreibetrags und 
die Erhöhung des Kindergeldes stärken. Schulen müssen wir 
stärken und verbessern, indem wir bundesweit vergleichbare 
Bildungsstandards schaffen, den Ganztagsausbau vorantreiben 
und digitale sowie innovative Lernkonzepte etablieren.

3. Was möchten Sie unternehmen gegen den 
Fachkräftemangel in unserem Land, beispielsweise gegen 
den Pflegenotstand, Mangel in Bildungseinrichtungen  
und handwerklichen Berufen?
Der Arbeits- und Fachkräftemangel gefährdet die wirtschaft-
liche Entwicklung Deutschlands und erfordert entschlossene 
Maßnahmen. Wir wollen das Potenzial von Frauen in Teilzeit 
durch bessere Rahmenbedingungen für vollzeitnahe Arbeit 
heben und haushaltsnahe Dienstleistungen steuerlich attrak-
tiver machen. Durch die Abschaffung des Vorbeschäftigungs-
verbots nach dem Renteneintritt schaffen wir mehr Flexibilität 
für ältere Arbeitnehmer. Um ausländische Fachkräfte besser 
zu integrieren, vereinfachen und beschleunigen wir die Aner-
kennung ihrer Berufsqualifikationen. Eine zentrale „Work-and-
Stay-Agentur“ wird den gesamten Prozess der Erwerbszuwan-
derung digital und effizient steuern.

4. Wie wollen Sie im Sinne der Generationen- 
gerechtigkeit den Folgen des demographischen 
Wandels in Deutschland begegnen?
Wir setzen uns für ein starkes und stabiles Rentensystem ein, 
das auf wirtschaftlichem Wachstum basiert. Mehr sozialversi-
cherungspflichtige Arbeit bedeutet stabilere soziale Sicherungs-
systeme. Wir fördern Anreize für freiwilliges Arbeiten über das 
Renteneintrittsalter mit der „Aktivrente“, einem steuerfreien 
Zuverdienst von bis zu 2.000 Euro. Außerdem möchten wir 
schon für Kinder im Alter von sechs bis 18 Jahren monatlich 
zehn Euro vom Staat in ein persönliches Kapitalmarktdepot ein-
gezahlt bekommen. Dieses Startkapital soll den Grundstein für 
eine langfristige Kapitalbildung legen.

5. Mit welchen Maßnahmen 
werden Sie die Entwicklung  
zu einer inklusiven Gesell-
schaft in Deutschland fördern?
Wir setzen uns für die För-
derung einer inklusiven Ge-
sellschaft durch den konse-
quenten Abbau physischer 
und digitaler Barrieren in 
Bildungseinrichtungen, am 
Arbeitsplatz und im öffent-
lichen Raum ein. Dies umfasst 
Investitionen in barrierefreie 
Schulgebäude, digitale Lern-
plattformen mit assistiven Technologien und den Ausbau von 
inklusiven Wohn- und Mobilitätskonzepten. Zudem setzen 
wir auf gezielte Programme zur beruflichen Qualifizierung 
und Weiterbildung für Menschen mit Behinderungen sowie 
auf finanzielle Anreize für Unternehmen, die inklusive Ar-
beitsplätze schaffen.

6. Wie stehen Sie zur Forderung nach Streichung des  
§ 218 aus dem StGB? Woher nehmen Sie ausreichende  
Mittel, um Beratung und Förderung sicherzustellen?
Wir stehen zum gesellschaftlichen Kompromiss beim Schwan-
gerschaftsabbruch und lehnen eine Streichung des § 218 StGB 
ab. Der bestehende Rechtsrahmen bietet einen ausgewogenen 
Ausgleich zwischen dem Selbstbestimmungsrecht der Frau und 
dem Schutz des ungeborenen Lebens. Wir setzen uns dafür 
ein, dass Frauen in Konfliktsituationen weiterhin umfassend 
beraten und unterstützt werden, indem wir die Finanzierung 
der Schwangerschaftsberatung sicherstellen und ausbauen. 
Dabei legen wir besonderen Wert auf eine wohnortnahe, nied-
rigschwellige und ergebnisoffene Beratung durch anerkannte 
Beratungsstellen, die sowohl psychosoziale Unterstützung als 
auch medizinische Aufklärung bieten. Die Mittel für diese Maß-
nahmen werden durch eine gezielte Priorisierung im Bundes-
haushalt sowie durch eine verstärkte Zusammenarbeit mit frei-
en Trägern und Wohlfahrtsverbänden bereitgestellt. Unser Ziel 
ist es, Frauen in schwierigen Lebenslagen nicht allein zu lassen, 
sondern ihnen Perspektiven aufzuzeigen und Unterstützung an-
zubieten, die auch über die Geburt hinausgeht.

7. „… Denn ich war hungrig und ihr habt mir zu essen gegeben; 
ich war durstig und ihr habt mir zu trinken gegeben; ich war 
fremd und ihr habt mich aufgenommen; …“ (Mt. 25, 35) 
Wie werden Sie zur Aufnahme von geflüchteten Menschen 
stehen, die bei uns Schutz und Integration suchen?
Wir bekennen uns zur Aufnahme von schutzbedürftigen Men-
schen, die vor Krieg und Verfolgung fliehen, und leiten unser 
Handeln aus dem christlichen Menschenbild ab, das die Würde 
eines jeden Menschen als Gottes Ebenbild anerkennt. Dabei se-
hen wir es als unsere moralische Pflicht an, diesen Menschen 
Hilfe und eine Perspektive zu bieten, gleichzeitig aber auch un-
sere gesellschaftlichen Strukturen zu bewahren und die Integra-
tionsfähigkeit unseres Landes nicht zu überfordern. Schutzsu-
chende sollen faire und zügige Asylverfahren erhalten, während 
wir gleichzeitig irreguläre Migration begrenzen und durch das 

JOHANNES WINKEL UND THOMAS JARZOMBEK 
FÜR DIE CDU IM INTERVIEW

Johannes Winkel
Foto: Paul Schneider 
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„Drittstaatenmodell“ geordnete 
Verfahren ermöglichen. Für die-
jenigen, die bleiben, setzen wir 
auf klare Integrationsanforde-
rungen, wie die Teilnahme an 
Sprach- und Integrationskursen 
sowie die Einhaltung unserer 
gesellschaftlichen Werte, um 
ein friedliches Miteinander zu 
gewährleisten. Das christliche 
Gebot der Nächstenliebe ver-
pflichtet uns, Menschen in Not 
beizustehen, doch es geht auch 
um Eigenverantwortung und 
die Bereitschaft, sich in unse-
re Gesellschaft einzubringen. 
Unser Ziel ist eine Balance zwi-
schen Humanität und Ordnung, 

denn Nächstenliebe bedeutet nicht nur Hilfe, sondern auch Ehr-
lichkeit und Verantwortungsbewusstsein gegenüber den Men-
schen in unserem Land.

8. Welche Maßnahmen planen Sie zum Thema  
Wohnungsbau bzw. bezahlbare Wohnungen? 
Um den Wohnungsbau zu fördern, setzen wir auf die Vereinfa-
chung des Bauordnungs- und Raumordnungsrechts, um Bürokra-
tie abzubauen und Baukosten zu senken. Dauerhaftes Bauen in 
vereinfachten Verfahren soll ermöglicht werden, um mehr Flexi-
bilität bei der Schaffung von Wohnraum zu erreichen. Der soziale 
Wohnungsbau wird durch solide Förderungen gestärkt, während 
das Wohngeld regelmäßig an die Mietpreisentwicklung angepasst 
wird. Steuerliche Anreize für energetische Sanierungen sollen ge-
schaffen werden, indem die Kosten von der Erbschaft- und Schen-
kungssteuer abzugsfähig gemacht werden. Gleichzeitig wird ein 
wirksamer Mieterschutz etabliert, der Mieter vor überhöhten 
Mietkosten schützt und Investitionen weiterhin attraktiv hält.

9. Wie stellen Sie sich die zukünftige Alterssicherung  
und deren Finanzierung vor?
Unsere zukünftige Alterssicherung basiert auf einer stabilen 
gesetzlichen Rente, die durch wirtschaftliches Wachstum und 
eine hohe Beschäftigungsquote gesichert wird. Wir setzen auf 
eine Kombination aus gesetzlicher, betrieblicher und privater 
Altersvorsorge, um eine nachhaltige und generationengerechte 
Finanzierung zu gewährleisten. Mit unserem Frühstart-Renten-
modell fördern wir die private Altersvorsorge bereits für jun-
ge Menschen, indem der Staat monatliche Beiträge zur kapi-
talgedeckten Vorsorge leistet. Zudem schaffen wir Anreize für 
längeres Arbeiten durch die Einführung einer steuerfreien Ak-
tivrente für Erwerbstätige über das Renteneintrittsalter hinaus. 
Um die Renten langfristig finanzieren zu können, setzen wir auf 
eine starke Wirtschaft durch Entlastung von Unternehmen, Bü-
rokratieabbau und steuerliche Anreize für Investitionen. Durch 
diese Maßnahmen stellen wir sicher, dass die Alterssicherung 
tragfähig bleibt, Altersarmut vermieden wird und Deutschland 
wirtschaftlich wieder an Wettbewerbsfähigkeit gewinnt.

10. Wie wollen Sie die vereinbarten und notwendigen  
Klimaziele einhalten?
Wir möchten die vereinbarten und notwendigen Klimaziele 
einhalten, indem wir auf marktwirtschaftliche Instrumente 
wie den Emissionshandel setzen, der CO₂-Emissionen effizient 

reduziert und gleichzeitig wirtschaftliches Wachstum ermögli-
cht. Unsere Klimapolitik basiert auf Technologieoffenheit und 
setzt auf innovative Lösungen wie Wasserstoff, CO₂-Speiche-
rung und klimaneutrale Kraftwerke, um Emissionen nachhaltig 
zu senken. Wir fördern den Ausbau erneuerbarer Energien, 
verbessern die Netzinfrastruktur und setzen auf einen aus-
gewogenen Energiemix, der Versorgungssicherheit und Be-
zahlbarkeit gewährleistet. Gleichzeitig entlasten wir Bürger 
und Unternehmen durch niedrigere Strompreise und techno-
logieoffene Förderprogramme, die nachhaltige Investitionen 
attraktiv machen. Unser Ziel ist es, Klimaschutz mit wirtschaft-
licher Vernunft zu verbinden und so die Schöpfung zu bewah-
ren, ohne Arbeitsplätze und Wohlstand zu gefährden.

11. Was werden Sie dafür tun, um Frieden und Sicherheit  
zu gewährleisten?
Um Frieden und Sicherheit in Deutschland und Europa zu 
gewährleisten, setzen wir auf eine starke und einsatzbereite 
Bundeswehr, indem wir eine aufwachsende Wehrpflicht ein-
führen und das Zwei-Prozent-Ziel der NATO konsequent ein-
halten. Wir übernehmen Verantwortung in Europa, indem 
wir die führende Rolle beim Aufbau eines modernen Rake-
tenabwehrschirms übernehmen und unsere Verteidigungsin-
dustrie stärken, um die Ausrüstung unserer Streitkräfte zu 
verbessern. Ein Nationaler Sicherheitsrat im Bundeskanzler-
amt wird geschaffen, um die sicherheitspolitische Koordina-
tion zu optimieren und Bedrohungen frühzeitig zu begegnen. 
Unser Ziel ist es, Deutschland wehrhaft zu machen, die Bünd-
nisfähigkeit zu stärken und so unseren Bürgern Sicherheit in 
Freiheit zu garantieren.
 
12. Halten Sie die Stimme der Kirchen in unserem Land  
für relevant? 
Ja, wir halten die Stimme der Kirchen in unserem Land für äußerst 
relevant. Die Kirchen leisten einen unverzichtbaren Beitrag zum 
gesellschaftlichen Zusammenhalt, indem sie Werte wie Näch-
stenliebe, Verantwortung und Solidarität vermitteln, die unser 
Miteinander prägen. Ihr Engagement in zentralen Bereichen wie 
Bildung, Sozialarbeit und Pflege bietet vielen Menschen Halt und 
Orientierung in einer sich wandelnden Welt. Wir setzen uns dafür 
ein, die Zusammenarbeit mit den Kirchen zu stärken, ihr ehren-
amtliches Engagement zu unterstützen und ihren wichtigen Bei-
trag für unsere Gesellschaft auch in Zukunft zu fördern.

13. Unsere Gesellschaft braucht Strukturen, die den  
Zusammenhalt unterstützen. Wie möchten Sie zukünftig 
Ehrenamt und zivilgesellschaftliches Engagement fördern? 
Werden Sie gerne konkret.
Konkret werden wir die Ehrenamts- und Übungsleiterpauschale 
spürbar erhöhen, um das finanzielle Engagement attraktiver zu 
gestalten und den vielen Freiwilligen Anerkennung und Unter-
stützung zu bieten. Gleichzeitig werden wir Bürokratie abbauen, 
indem wir Genehmigungs- und Antragsverfahren vereinfachen 
und digitale Plattformen zur besseren Vernetzung und Koordi-
nation von Ehrenamtlichen bereitstellen. Mit der Einführung 
eines verpflichtenden Gesellschaftsjahres geben wir jungen 
Menschen die Chance, sich aktiv für das Gemeinwohl einzubrin-
gen, sei es im sozialen, ökologischen oder kulturellen Bereich. 
Wir setzen uns mit voller Überzeugung dafür ein, dass ehren-
amtliches Engagement einfacher, sichtbarer und wertgeschätz-
ter wird, um unsere Gesellschaft langfristig zu stärken und das 
Miteinander zu fördern.  

Thomas Jarzombek
Foto: Tobias Koch
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ANAS AL-QURA‘AN 
FÜR DIE GRÜNEN IM INTERVIEW

1. Welche sind für Sie die dringlichsten Aufgaben,  
die sich einer neuen Regierungskoalition stellen werden 
und wie würden Sie sie priorisieren? 
Eine neue Regierungskoalition steht vor einer Vielzahl dring-
licher Aufgaben, die entschlossen angegangen werden müs-
sen, um unser Land zukunftsfähig zu machen. An erster 
Stelle sehe ich die Sicherstellung eines bezahlbaren Lebens 
für alle Bürgerinnen und Bürger. Dies bedeutet konkret, die 
Mietpreise in den Griff zu bekommen, die Mietpreisbrem-
se zu verlängern und konsequenter durchzusetzen. Gleich-
zeitig möchte ich den sozialen Wohnungsbau fördern und 
den Bau von klimafreundlichen, modernen Wohnungen be-
schleunigen, um den wachsenden Bedarf zu decken. Es ist 
entscheidend, den Zugang zu Wohneigentum zu erleichtern, 
insbesondere für Familien und Menschen mit mittleren Ein-
kommen, und damit der zunehmenden finanziellen Bela-
stung vieler Menschen durch hohe Mieten oder Wohnkosten 
entgegenzuwirken. Ein weiterer zentraler Punkt ist die Be-
kämpfung des Fachkräftemangels, insbesondere in systemre-
levanten Bereichen wie Pflege, Bildung und Handwerk. Hier 
müssen wir dringend die Arbeitsbedingungen verbessern, die 
Löhne anheben und die Attraktivität dieser Berufe durch ge-
zielte Weiterbildungs- und Qualifizierungsangebote stärken. 
Gleichzeitig werde ich mich für eine gezielte Fachkräfteein-
wanderung einsetzen, indem wir Verfahren zur Anerkennung 
ausländischer Abschlüsse beschleunigen und klare Perspek-
tiven für zugewanderte Fachkräfte schaffen. Nur so können 
wir die Grundpfeiler unseres Sozialstaats und unserer Wirt-
schaft langfristig sichern.

2. Kinder sind die Zukunft einer Gesellschaft.  
Was kann der Bund zur Verbesserung der Situation in 
KiTas und Schulen in unserem Land beitragen?  
Weniger Föderalismus, mehr Einfluss des Bundes?
Ich setze mich dafür ein, dass der Bund stärker in die früh-
kindliche Bildung investiert. Der Bund muss finanzielle Mittel 
bereitstellen, um bundesweite Qualitätsstandards für Kitas 

zu entwickeln und die Investitionen in frühkindliche Bildung 
nachhaltig zu verstetigen. Ich unterstütze das „Zukunftsinve-
stitionsprogramm Bildung“, um Schulen besser auszustatten, 
die Schulsozialarbeit auszubauen und mehr Fachkräfte zu ge-
winnen. Ich möchte nicht den Föderalismus auflösen, aber 
ihn so modernisieren, dass Bund, Länder und Kommunen ef-
fizient zusammenarbeiten, um die Bildungschancen für alle 
Kinder zu verbessern.

3. Was möchten Sie unternehmen gegen den 
Fachkräftemangel in unserem Land, beispielsweise gegen 
den Pflegenotstand, Mangel in Bildungseinrichtungen  
und handwerklichen Berufen?
Der Fachkräftemangel ist eine der zentralen Herausforde-
rungen. Ich möchte schnellere Verfahren zur Anerkennung 
ausländischer Abschlüsse durchsetzen und die Fachkräfteein-
wanderung vereinfachen. Gleichzeitig müssen wir die Arbeits-
bedingungen in Bereichen wie Pflege, Bildung und Handwerk 
verbessern, um diese Berufe attraktiver zu machen. Dazu ge-
hören auch höhere Löhne und die Förderung von Weiterbil-
dung und Qualifizierungsmaßnahmen, damit mehr Menschen 
in diese Berufe wechseln können. Besonders wichtig ist mir die 
Förderung von Frauen und Migrantinnen in diesen Bereichen.  
Außerdem müssen wir den Menschen, die in Deutschland 
sind, einen schnellen Weg in den Arbeitsmarkt ermöglichen 
beispielsweise mit schnelleren Arbeitserlaubnissen.

Anas Al-Qura‘an, Foto: Die Grünen



7Sonderausgabe – Bundestagswahl 2025

4. Wie wollen Sie im Sinne der Generationen- 
gerechtigkeit den Folgen des demographischen 
Wandels in Deutschland begegnen?
Für mich ist es entscheidend, das Rentensystem stabil zu hal-
ten und das Rentenniveau zu sichern, damit auch zukünftige 
Generationen im Alter gut versorgt sind. Ich setze mich für 
eine Bürgerversicherung ein, in die alle Erwerbstätigen, auch 
Selbstständige und Beamte, einzahlen. Gleichzeitig müssen 
wir die Zuwanderung gezielt fördern, um den Fachkräfte-
mangel zu bekämpfen und die Stabilität des Arbeitsmarktes 
zu gewährleisten. Investitionen in Bildung und Ausbildung 
sind ebenfalls notwendig, um sicherzustellen, dass junge 
Menschen gut auf den Arbeitsmarkt vorbereitet sind.

5. Mit welchen Maßnahmen werden Sie die Entwicklung  
zu einer inklusiven Gesellschaft in Deutschland fördern?
Ich werde dafür sorgen, dass Barrierefreiheit in allen Lebens-
bereichen gewährleistet wird. Das bedeutet, dass öffentliche 
Gebäude, Verkehrsmittel und Dienstleistungen so gestaltet 
werden, dass sie für alle Menschen zugänglich sind. Ich setze 
mich dafür ein, dass alle Bundesgebäude innerhalb der näch-
sten zehn Jahre barrierefrei umgebaut werden. Zudem wer-
de ich die UN-Behindertenrechtskonvention konsequent um-
setzen und dafür sorgen, dass Menschen mit Behinderungen 
besser in den Arbeitsmarkt integriert werden.

6. Wie stehen Sie zur Forderung nach Streichung des  
§ 218 aus dem StGB? Woher nehmen Sie ausreichende  
Mittel, um Beratung und Förderung sicherzustellen?
Ich setze mich dafür ein, dass der § 218 aus dem Strafge-
setzbuch gestrichen wird, damit Frauen selbstbestimmt über 
ihren Körper entscheiden können. Gleichzeitig müssen wir 
sicherstellen, dass flächendeckend Beratungsangebote und 
der Zugang zu medizinischer Versorgung gewährleistet sind. 
Die Finanzierung dieser Maßnahmen kann durch höhere In-
vestitionen in den Gesundheitssektor und durch die Umver-
teilung von Mitteln innerhalb der bestehenden Strukturen 
sichergestellt werden.

7. „… Denn ich war hungrig und ihr habt mir zu essen gegeben; 
ich war durstig und ihr habt mir zu trinken gegeben; ich war 
fremd und ihr habt mich aufgenommen; …“ (Mt. 25, 35) 
Wie werden Sie zur Aufnahme von geflüchteten Menschen 
stehen, die bei uns Schutz und Integration suchen?
Ich verfolge eine humane Migrationspolitik, bei der Geflüch-
teten schnell geholfen wird. Dies bedeutet schnellere Asyl-
verfahren und die Schaffung von Rahmenbedingungen, die 
eine zügige Integration durch Sprachkurse und Zugang zum 
Arbeitsmarkt ermöglichen. Auch der Familiennachzug soll er-
leichtert werden, da die Trennung von Familien die Integra-
tion erschwert. Ich setze mich zudem dafür ein, die Kommu-
nen bei Integrationsaufgaben stärker zu unterstützen.

8. Welche Maßnahmen planen Sie zum Thema  
Wohnungsbau bzw. bezahlbare Wohnungen? 
Ich werde mich für die Verlängerung und Verschärfung der 
Mietpreisbremse einsetzen, um die steigenden Mietpreise 
zu dämpfen. Darüber hinaus möchte ich den sozialen Woh-
nungsbau ausbauen und gleichzeitig den Bau von klima
freundlichen Wohnungen beschleunigen. Der Zugang zu 
Wohneigentum muss erleichtert werden, insbesondere für 

Familien und Menschen mit mittleren Einkommen. Ich werde 
auch die Modernisierung bestehender Gebäude mit nachhal-
tigen Technologien fördern, um langfristig die Wohnkosten 
zu senken.

9. Wie stellen Sie sich die zukünftige Alterssicherung  
und deren Finanzierung vor?
Die Finanzierung der Altersvorsorge soll über eine gerechte 
Bürgerversicherung erfolgen, in die alle Erwerbstätigen ein-
zahlen. Ich setze mich dafür ein, das Rentenniveau stabil zu 
halten, sodass auch in Zukunft jeder ein sicheres Einkommen 
im Alter hat. Außerdem sollen Maßnahmen gegen Steuerhin-
terziehung und die Reform von Subventionen zur Finanzie-
rung des Rentensystems beitragen.

10. Wie wollen Sie die vereinbarten und notwendigen  
Klimaziele einhalten?
Mein Ziel ist es, Deutschland bis 2045 klimaneutral zu machen. 
Das erreichen wir durch einen massiven Ausbau erneuerbarer 
Energien, insbesondere Solar- und Windenergie. Der Umstieg 
auf klimafreundliche Heizsysteme, wie Wärmepumpen und 
Fernwärme, wird gefördert, ebenso wie die Förderung nach-
haltiger Mobilität durch den Ausbau des öffentlichen Nahver-
kehrs. Um den Umstieg auf klimafreundliche Technologien zu 
beschleunigen, setze ich auf eine faire CO₂-Bepreisung.

11. Was werden Sie dafür tun, um Frieden und Sicherheit  
zu gewährleisten?
Frieden und Sicherheit sind für mich zentrale Anliegen. Ich 
setze auf eine klare Bekämpfung von Rechtsextremismus 
und weiteren, da diese die größte Bedrohung für unsere 
Gesellschaft darstellen. Außenpolitisch werde ich auf eine 
menschenrechtsbasierte Politik setzen und internationale 
Zusammenarbeit stärken, vor allem bei der Bekämpfung der 
Klimakrise und der Lösung von Konflikten. Unsere Mitglied-
schaft in der NATO bleibt für mich ein wesentlicher Bestand-
teil der Sicherheitsstrategie.

12. Halten Sie die Stimme der Kirchen in unserem Land  
für relevant? 
Ich halte die Stimme der Kirchen in unserer Gesellschaft für 
sehr wichtig, insbesondere bei der Förderung von sozialem 
Zusammenhalt und der Unterstützung von benachteiligten 
Gruppen. Die Kirchen leisten einen wichtigen Beitrag zum so-
zialen Frieden, und ich setze mich für einen offenen Dialog 
mit religiösen und zivilgesellschaftlichen Organisationen ein.
Unsere Gesellschaft braucht Strukturen, die den Zusammen-
halt unterstützen. 

13. Unsere Gesellschaft braucht Strukturen, die den  
Zusammenhalt unterstützen. Wie möchten Sie zukünftig 
Ehrenamt und zivilgesellschaftliches Engagement fördern? 
Werden Sie gerne konkret.
Ich setze mich dafür ein, Ehrenamt und zivilgesellschaftliches 
Engagement finanziell und organisatorisch zu unterstützen. 
Das bedeutet, dass wir Fördermittel für lokale Initiativen be-
reitstellen und Ehrenamtliche durch Steuererleichterungen 
anerkennen. Ich will den Ausbau von Freiwilligendiensten 
vorantreiben, um mehr Menschen für ehrenamtliches En-
gagement zu gewinnen und so den sozialen Zusammenhalt 
zu stärken.  
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MORITZ KRACHT
FÜR DIE FDP 
IM INTERVIEW

1. Welche sind für Sie die dringlichsten Aufgaben,  
die sich einer neuen Regierungskoalition stellen werden 
und wie würden Sie sie priorisieren? 
Unser Land braucht dringend eine Wirtschaftswende. Raus 
aus der Rezession, weg mit Bürokratie und weniger Steuern. 
Nur mit wirtschaftlicher Stärke können wir unseren Sozial-
staat erhalten, international Verantwortung übernehmen, 
mehr in Bildung investieren, unsere Infrastruktur moderni-
sieren. Eine Wende zu mehr Wachstum unserer Wirtschaft 
ist für mich die wichtigste Aufgabe. 

2. Kinder sind die Zukunft einer Gesellschaft.  
Was kann der Bund zur Verbesserung der Situation in 
KiTas und Schulen in unserem Land beitragen?  
Weniger Föderalismus, mehr Einfluss des Bundes?
Mehr Engagement des Bundes ist kein Allheilmittel. Aber ja, der 
Bund sollte sich mehr engagieren, etwa bei der digitalen Aus-
stattung von Schulen. Hier sollte der Bund mithelfen. Mit dem 
Startchancen-Programm gibt es ein gutes Programm, um gerade 
Schulen zu stärken, bei denen die sozialen Herausforderungen 
besonders groß sind. Also etwa durch mehr Personal. Ein solches 
Programm sollten wir auch für Kitas auflegen, um noch mehr Auf-
stiegschancen zu schaffen. Bildung und Aufstieg hängen noch zu 
sehr von der sozialen Herkunft ab. Das muss sich ändern.

3. Was möchten Sie unternehmen gegen den 
Fachkräftemangel in unserem Land, beispielsweise gegen 
den Pflegenotstand, Mangel in Bildungseinrichtungen  
und handwerklichen Berufen?
Deutschland ist ein erfolgreiches Land geworden, weil es Zu-
wanderer hatte, die unseren Wohlstand mit aufgebaut haben. 

Wir brauchen auch weiterhin Zuwanderung in den Arbeits-
markt. Da müssen wir vor allem besser werden, was die An-
erkennung von ausländischen Abschlüssen angeht und Bü-
rokratie abbauen. Wer mit uns was aufbauen will, sollte uns 
willkommen sein. 

4. Wie wollen Sie im Sinne der Generationen- 
gerechtigkeit den Folgen des demographischen 
Wandels in Deutschland begegnen?
Freiheit für künftige Generationen bedeutet auch, ihnen kei-
ne Schuldenberge und kaputte soziale Sicherungssysteme zu 
hinterlassen. Immer weiter steigende Beiträge können aber 
keine Lösung sein. Denn sie verhindern auch, dass Unterneh-
men neue Jobs schaffen. Um die sozialen Sicherungssysteme 
zukunftsfest zu machen, braucht es deutlich mehr kapital-
gedeckte Elemente, sowohl in der Gesetzlichen Rentenversi-
cherung und der sozialen Pflegeversicherung. Nur so sorgen 
wir für tragfähige soziale Sicherungssysteme - bei fairer La-
stenverteilung zwischen den Generationen.

5. Mit welchen Maßnahmen werden Sie die Entwicklung  
zu einer inklusiven Gesellschaft in Deutschland fördern?
Deutschland muss auch weiterhin bei der Barrierefreiheit 
im öffentlichen Leben besser werden. Besonders wichtig ist 
natürlich auch ein inklusives Bildungssystem von der Kita bis 
zur Berufsausbildung. Die Vermittlung in den Arbeitsmarkt 
muss zudem besser und einfacher werden, um Menschen 
mit Behinderung mehr berufliche Teilhabe zu verschaffen. 
Aber auch unsere Gesellschaft hat ja ein großes Interesse 
daran, die Potentiale von Menschen mit Behinderung besser 
zu nutzen. 

FORUM Katholikenrat

Moritz Kracht, Fotos: FDP Düsseldorf
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6. Wie stehen Sie zur Forderung nach Streichung des  
§ 218 aus dem StGB? Woher nehmen Sie ausreichende  
Mittel, um Beratung und Förderung sicherzustellen?
Es geht hier um eine der schwierigsten rechtlichen Fragen: die 
Abwägung zwischen dem Wert des ungeborenen Lebens und 
dem Selbstbestimmungsrecht der Frau. In Deutschland haben 
wir einen Kompromiss, der diesen Konflikt lange zu befrieden 
schien. Der Deutsche Bundestag sollte in der kommenden Pe-
riode dieses Thema nochmals gründlich beraten. Wichtig wäre 
mir dabei, dass es hier nicht um Parteipositionen geht, son-
dern die Debatte offen und tiefgehend geführt wird.

7. „… Denn ich war hungrig und ihr habt mir zu essen gegeben; 
ich war durstig und ihr habt mir zu trinken gegeben; ich war 
fremd und ihr habt mich aufgenommen; …“ (Mt. 25, 35) 
Wie werden Sie zur Aufnahme von geflüchteten Menschen 
stehen, die bei uns Schutz und Integration suchen?
Deutschland übernimmt humanitäre Verantwortung. Der 
frühere Bundespräsident Gauck hat mal gesagt, dass unser 
Herz groß sei, aber die Mittel begrenzt. Das teile ich. Wir 
müssen unterscheiden: Wenn Schutzsuchende bei uns ein 
Bleiberecht haben, müssen sie so schnell wie möglich Zugang 
zum Arbeitsmarkt erhalten. Das ermöglicht ihnen, so schnell 
wie möglich auf eigenen Füßen zu stehen. Ein Job ist oftmals 
außerdem der beste Integrationskurs. Für alle anerkannten 
Flüchtlinge wollen wir einen neuen sozialrechtlichen Status 
schaffen, der vor allem eine stärkere Unterstützung für die 
Aufnahme von Arbeit schafft. Wenn aber Leute kein Bleibe-
recht in Deutschland haben, muss die Rückkehr auch wieder 
die Regel werden. Klar ist, dass wir generell bei der Migration 
besser unsere Regeln durchsetzen müssen. Deutschland sollte 
den Menschen Hilfe leisten, die sie wirklich brauchen – nicht 
denen, die mit den stärksten Ellenbogen hergekommen sind. 

8. Welche Maßnahmen planen Sie zum Thema  
Wohnungsbau bzw. bezahlbare Wohnungen? 
Die hohen Preise bei Wohnungen sind ja vor allem Ausdruck 
eines zu knappen Angebots. Wir müssen schneller, einfacher 
und günstiger bauen ermöglichen. Genehmigungen müssen 
schneller und digitaler gehen. Übertriebene Komfortstan-
dards sollten abgewählt werden können, die Baupreise so 
sinken. Der Schlüssel für einen besseren Wohnungsmarkt 
sind nicht noch mehr Regeln und Eingriffe, sondern mehr ge-
bautes Angebot. 

9. Wie stellen Sie sich die zukünftige Alterssicherung  
und deren Finanzierung vor?
Wir können unseren Kindern nicht Schulden und marode 
Sicherungssysteme hinterlassen. Gerade das Rentensystem 
muss dringend reformiert werden. Wir müssen die Chancen 
des Kapitalmarkts nutzen. Mit der Aktienrente haben wir ein 
Modell vorgestellt, wie das geht. Es ist ein Segen, dass Men-
schen immer länger gesund sind und leben, darauf muss der 
Staat reagieren und die Rente enkelfit machen.

10. Wie wollen Sie die vereinbarten und notwendigen  
Klimaziele einhalten?
Klimaschutzpolitik droht Akzeptanz zu verlieren, wenn sie vor 
allem mit Verboten, höheren Preisen und Einschränkungen 
arbeitet, ich denke etwa an das grüne Heizungsgesetz. Ich 
werbe für mehr Marktwirtschaft, etwa durch den Zertifikate

handel. Diesen müsste man weltweit etablieren, so dass kli-
maschädliches Verhalten teurer wird, Innovation und Klima-
bewusstsein sich aber umso mehr lohnen. 

11. Was werden Sie dafür tun, um Frieden und Sicherheit  
zu gewährleisten?
Deutschland muss noch enger den Schulterschluss in Europa 
suchen, gerade wieder auch mit Frankreich. Die Wahrheit ist 
aber auch, ob man will oder nicht, dass militärische Stärke als 
Teil der Abschreckung wieder nötig ist. Deutschland muss zu-
dem auch im Trump-Zeitalter den engen Dialog mit den USA 
suchen und führen.

12. Halten Sie die Stimme der Kirchen in unserem Land  
für relevant? 
Natürlich, denn der demokratische Diskurs lebt ja gerade davon, 
dass man viele unterschiedliche Standpunkte und Argumente 
hört und sammelt und jeder für sich seine Abwägungen trifft. 

13. Unsere Gesellschaft braucht Strukturen, die den  
Zusammenhalt unterstützen. Wie möchten Sie zukünftig 
Ehrenamt und zivilgesellschaftliches Engagement fördern? 
Werden Sie gerne konkret.
In unserer Gesellschaft bringen sich dankenswerterweise Mil-
lionen von Menschen im Ehrenamt ein. Sie halten damit auch 
unsere Gesellschaft zusammen. Der Staat sollte schauen, wie 
er das Ehrenamt weiter attraktiv und leichter machen kann. 
Ein paar konkrete Beispiele: Wir wollen Vereine bei Haftungs-
risiken entlasten. Digitale Angebote und Plattformen für Eh-
renamtliche sollen weiter ausgebaut werden. Insbesondere 
schlagen wir eine Reduzierung von Dokumentations- und 
Aufbewahrungspflichten vor. Ehrenamtler wollen Gutes für 
die Gesellschaft tun – nicht Formulare ausfüllen.  
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LISA SCHUBERT
FÜR DIE LINKE IM INTERVIEW

1. Welche sind für Sie die dringlichsten Aufgaben,  
die sich einer neuen Regierungskoalition stellen werden 
und wie würden Sie sie priorisieren? 
Die dringlichste Aufgabe für eine neue Bundesregierung wird 
sein, dafür zu sorgen, dass das alltägliche Leben wieder be-
zahlbarer wird. Immer mehr Menschen wissen nicht, wie sie 
über die Runden kommen sollen. Deshalb sagen wir als Lin-
ke: Die Mietpreise dürfen nicht weiter explodieren und der 
Wocheneinkauf muss günstiger werden. Dafür braucht es un-
ter anderem einen Mietpreisdeckel und die Abschaffung der 
Mehrwertsteuer auf Grundnahrungsmittel, Bus und Bahn! 
Mehr soziale Gerechtigkeit stärkt auch den gesellschaft-
lichen Zusammenhalt und nimmt rechten und faschistischen 
Kräften den Wind aus den Segeln.

2. Kinder sind die Zukunft einer Gesellschaft.  
Was kann der Bund zur Verbesserung der Situation in 
KiTas und Schulen in unserem Land beitragen?  
Weniger Föderalismus, mehr Einfluss des Bundes?
Ich möchte das festgeschriebene Kooperationsverbot zwi-
schen Bund und Ländern aufheben und damit mehr Zusam-
menarbeit, einheitliche Standards und Finanzierung durch 
den Bund ermöglichen. Die Kommunen müssen besser aus-
finanziert werden und ein besonderer Fokus sollte im Bil-
dungssystem liegen. Alle Eltern müssen Zugang zu einem 
Kita-Platz für ihre Kinder haben, unabhängig vom Einkom-
men. Außerdem fordern wir als Linke ein kostenloses Mittag
essen in allen Kitas und Schulen.

3. Was möchten Sie unternehmen gegen den 
Fachkräftemangel in unserem Land, beispielsweise gegen 
den Pflegenotstand, Mangel in Bildungseinrichtungen  
und handwerklichen Berufen?
Um den Fachkräftemangel anzugehen, brauchen wir bessere 
Arbeitsbedingungen: Mehr Mitbestimmung, Entlastung und 
Vereinbarkeit mit dem außerberuflichen Leben. Außerdem 
müssen sich die Ausbildungsbedingungen verbessern. Be-
triebe, die nicht ausbilden, sollen in einen Fonds einzahlen, 
um Ausbildungsplätze für andere Betriebe mitzufinanzie-
ren. Wir fordern die Abschaffung jeglicher Ausbildungsge-
bühren und eine Mindestausbildungsvergütung (80 Prozent 
der durchschnittlichen tariflichen Ausbildungsvergütung der 
Branchen), um die Ausbildungsberufe auch für junge Men-
schen attraktiver zu machen. Um diese Ziele zu erreichen, 
arbeiten wir Hand in Hand mit den Gewerkschaften zusam-
men. Es braucht eine flächendeckende Tarifbindung auch für 
kirchliche und verbeamtete Arbeitnehmende.

4. Wie wollen Sie im Sinne der Generationen- 
gerechtigkeit den Folgen des demographischen 
Wandels in Deutschland begegnen?
Es gibt nicht die eine Antwort auf eine so große Frage. Dazu 
gehören viele Aspekte: Die Schuldenbremse muss abge-
schafft und durch eine „Goldene Regel“ ersetzt werden, um
ausreichend in eine sozial-ökologische Transformation inve-
stieren zu können, um so die Klimakrise zu bewältigen und 
gleichzeitig niemanden zurückzulassen. Außerdem brauchen 
wir stabile Renten, die zum Leben ausreichen. Unser Konzept 
der solidarischen Mindestrente von 1400 Euro stellt sicher, 
dass niemand im Alter Pfand sammeln muss. Grundsätzlich 
muss man es so deutlich sagen: Wir haben genug Wohlstand, 
damit wir alle, trotz demographischem Wandel, ein gutes Le-
ben führen können - der Wohlstand ist nur ungerecht ver-
teilt!

5. Mit welchen Maßnahmen werden Sie die Entwicklung  
zu einer inklusiven Gesellschaft in Deutschland fördern?
Wir müssen die Erwerbsquote von Menschen mit Behinderung 
wieder erhöhen und dafür auch die Betriebe dazu bringen, sich 
nicht davon freikaufen zu dürfen. Gleichzeitig muss der Min-
destlohn auch für Menschen mit Behinderung erhöht und ein-
geführt werden, auch in Behindertenwerkstätten. Aber auch 
unsere Infrastruktur muss barrierefreier gestaltet werden.

Lisa Schubert, Fotos: David Adelmann 
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6. Wie stehen Sie zur Forderung nach Streichung des  
§ 218 aus dem StGB? Woher nehmen Sie ausreichende  
Mittel, um Beratung und Förderung sicherzustellen?
Ich unterstütze die ersatzlose Streichung des § 218 aus dem 
StGB. Körperliche Selbstbestimmung ist essenziell. Die neue 
Bundesregierung muss mehr Geld für die Versorgungslage 
ungewollt Schwangerer bereitstellen.

7. „… Denn ich war hungrig und ihr habt mir zu essen gegeben; 
ich war durstig und ihr habt mir zu trinken gegeben; ich war 
fremd und ihr habt mich aufgenommen; …“ (Mt. 25, 35) 
Wie werden Sie zur Aufnahme von geflüchteten Menschen 
stehen, die bei uns Schutz und Integration suchen?
Die aktuelle Debatte über Migration und Abschiebungen halte 
ich für sehr besorgniserregend. Es ist und bleibt unsere huma-
nitäre Pflicht, Menschen, die vor Krieg und Leid zu uns fliehen, 
ein sicheres Leben in Würde zu ermöglichen. Wir als Linke stel-
len uns entschieden gegen Abschiebungen in den Iran und nach 
Syrien! Wenn Menschen aufgrund ihrer Sexualität, ihres Glau-
bens oder ihrer politischen Überzeugung verfolgt werden, sind 
es keine sicheren Herkunftsstaaten! Auch die immer häufiger 
stattfindenen Abschiebungen aus Kirchenasyl verurteile ich klar.

8. Welche Maßnahmen planen Sie zum Thema  
Wohnungsbau bzw. bezahlbare Wohnungen? 
Wohnen ist ein Menschenrecht! Es muss ein bundesweiter Mie-
tendeckel eingeführt werden, um die Mietpreise einzufrieren, 
gegebenenfalls zu senken und sicherzustellen, dass hier keine 
weiteren Steigerungen der ohnehin schon zu hohen Mieten 
stattfinden. Es muss zudem verstärkt gegen Wohnungsleer-
stand vorgegangen werden, welcher vor allem dann entsteht, 
wenn Wohnungen zu reinen Spekulationsobjekten werden. 
Zusätzlich muss wieder mehr staatlicher Wohnungsbau statt-
finden. Meiner Meinung nach wäre es sogar notwendig, ganze 
Stadtteile neu hochzuziehen, um günstigen und hochwertigen 
Wohnraum zu schaffen. Große Wohnungskonzerne müssen 
enteignet und ihr Wohnungsbestand in staatliche Hand über-
führt werden, damit sich Mieten und Wohnungsbedingungen 
nicht am Profit, sondern am Gemeinwohl orientieren.

9. Wie stellen Sie sich die zukünftige Alterssicherung  
und deren Finanzierung vor?
Altersarmut ist ein zunehmendes Problem und betrifft immer 
mehr Menschen. Ich fordere daher eine solidarische Min-
destrente von 1.400 Euro, die sicher gegen Armut schützt. 
Finanzieren wollen wir das über eine Einzahlungspflicht in die 
gesetzliche Rentenversicherung aller Arbeitnehmenden (also 
auch Beamte, Politiker und Selbständige). Außerdem wol-
len wir die Beitragsbemessungsgrenze anheben. Wer über 
100.000 Euro verdient, sollte keinen kleineren Anteil seines 
Einkommens in die Rentenversicherungen einzahlen, son-
dern solidarisch genauso viel wie alle anderen.

10. Wie wollen Sie die vereinbarten und notwendigen  
Klimaziele einhalten?
Die Bekämpfung der Klimakrise ist essenziell. Aktuell ist es 
so, dass einige wenige Konzerne und Superreiche immer rei-
cher werden und dafür rücksichtslos die Natur ausbeuten 
und das Klima anheizen. Das System dieses Wirtschaftens 
wollen wir überwinden. Dafür muss die Industrie sozial-öko-
logisch umgebaut werden. Außerdem kämpfen wir für eine 
Energieversorgung aus öffentlicher Hand. So werden soziale 
Strom- und Gaspreise möglich, erneuerbare Energien ausge-
baut und die Unabhängigkeit von Konzernen und Autokratien 
gewährleistet!

11. Was werden Sie dafür tun, um Frieden und Sicherheit  
zu gewährleisten?
Waffen werden niemals Frieden schaffen. Deshalb stehen wir 
als Linke klar gegen Waffenexporte und für diplomatische Lö-
sungen. Außerdem stehen wir selbstverständlich solidarisch 
an der Seite der Menschen in Palästina, dem Iran, Syrien, Kon-
go und immer dann, wenn Menschen wegen Kriegen leiden. 
Innere Sicherheit bedeutet für mich vor allem soziale Sicher-
heit: Jedes Kind soll unabhängig von seiner Herkunft Zugang 
zu einem Kindergartenplatz und gesunden Mahlzeiten haben. 
Niemand sollte auf der Straße leben müssen, während wenige 
im Überfluss leben. Das ist echte innere Sicherheit.

12. Halten Sie die Stimme der Kirchen in unserem Land  
für relevant? 
In Zeiten wie diesen braucht es vor allem auch die Stimme der 
Zivilgesellschaft und von zivilgesellschaftlichen Institutionen 
wie der Kirche, um sich dem wieder erstarkenden Faschismus 
und der zunehmenden sozialen Kälte zu widersetzen.

13. Unsere Gesellschaft braucht Strukturen, die den  
Zusammenhalt unterstützen. Wie möchten Sie zukünftig 
Ehrenamt und zivilgesellschaftliches Engagement fördern? 
Werden Sie gerne konkret.
Es ist unfassbar beeindruckend, was Ehrenamtliche in diesem 
Land leisten, und ich setze mich für mehr Wertschätzung, 
auch in finanzieller Form ein. Doch ich finde es auch wichtig 
klarzustellen, dass es Bereiche gibt, wo gute Politik Ehrenamt 
überflüssig machen sollte: Niemand sollte darauf angewie-
sen sein, dass Ehrenamtliche bei der Tafel Essen ausgeben. 
Auch der lokale Katastrophenschutz sollte nicht nur von eh-
renamtlichen Einsatzkräften abhängen. Deshalb braucht es 
zum einen mehr Wertschätzung für Ehrenamt und zum ande-
ren eine Politik, die zum Beispiel dafür sorgt, dass alle Men-
schen genug Geld für eine gute und gesunde Ernährung und 
ein Dach über dem Kopf haben.  
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1. Welche sind für Sie die dringlichsten Aufgaben,  
die sich einer neuen Regierungskoalition stellen werden 
und wie würden Sie sie priorisieren? 
Deutschland braucht dringend Impulse für Wachstum und 
Beschäftigung. Wichtigste Instrumente hierfür sind ein sub-
stanzieller Bürokratieabbau, die Schaffung wettbewerbsfä-
higer Energiepreise und die Revision von Wirtschaftssank-
tionen, die erwiesenermaßen unserer eigenen Wirtschaft 
mehr schaden als der des Adressaten.
Wir müssen die Schuldenbremse revidieren, um zu verhin-
dern, dass unser Land weiter von der Substanz lebt. Notwen-
dig sind umfassende Investitionen, insbesondere in den Be-
reichen Infrastruktur und Bildung. Deutschland und Europa 
müssen alle Anstrengungen unternehmen, um den Krieg in 
Europa zu beenden. Wichtig ist insofern eine diplomatische 
Initiative der neuen Bundesregierung in dieser Richtung, vor-
zugsweise gemeinsam mit Frankreich und Polen.

2. Kinder sind die Zukunft einer Gesellschaft.  
Was kann der Bund zur Verbesserung der Situation in 
KiTas und Schulen in unserem Land beitragen?  
Weniger Föderalismus, mehr Einfluss des Bundes?
Wir brauchen eine bessere finanzielle Ausstattung unserer 
Kommunen durch Entlastung von Altschulden und durch hö-
here Anteile am Gesamtsteueraufkommen, um Investitionen 
in Schulen und Kitas zu ermöglichen. Die Attraktivität des Er-
zieher/innen- und Lehrer/innen-Berufs muss erhöht werden 
durch bessere Bezahlung, Entlastung von „erziehungsfrem-
den“ Tätigkeiten und Steigerung des gesellschaftlichen Anse-
hens („Sozialprestige“) dieser Berufe.
Eine bundesweit einheitliche Handhabung dieser Maßnah-
men wäre wünschenswert, ist aber nicht zwingend.

3. Was möchten Sie unternehmen gegen den 
Fachkräftemangel in unserem Land, beispielsweise gegen 
den Pflegenotstand, Mangel in Bildungseinrichtungen  
und handwerklichen Berufen?
Zunächst ist zu berücksichtigen, dass diese Berufe größtenteils 
auch in Zukunft nicht durch Automatisierung, Digitalisierung 
und künstliche Intelligenz wegrationalisiert werden können.
Insofern muss es darum gehen, die Attraktivität dieser Be-
rufe zu steigern; dabei geht es um Bezahlung, Arbeitsbedin-
gungen, aber auch um die gesellschaftliche Wertschätzung 
und Anerkennung dieser Tätigkeiten. Mit Blick auf den de-
mografischen Wandel sind wir aber auch auf Zuwanderung 
angewiesen, um diesen Arbeitskräftebedarf zu decken.
 
4. Wie wollen Sie im Sinne der Generationen- 
gerechtigkeit den Folgen des demographischen 
Wandels in Deutschland begegnen?
Wir brauchen eine Rentenpolitik, bei der die jungen Men-
schen auch weiterhin darauf vertrauen können, dass der Ge-
nerationenvertrag funktioniert. Erforderlich hierfür ist eine 
Erweiterung der Finanzierungsbasis durch die Einbeziehung 
aller Beschäftigten, also auch der Selbstständigen, der Beam-
ten und der Politiker in die gesetzliche Rentenversicherung 

sowie die Berücksichtigung von Einkünften aus Kapitalerträ-
gen. Beim Renteneintrittsalter sollte eine gewisse Flexibilität 
geschaffen werden unter Berücksichtigung der Dauer der 
Beitragszahlung sowie der Art der Beschäftigung. Auch eine 
kapitalfinanzierte Säule der Altersversorgung kann sinnvoll 
sein, allerdings nur dann, wenn sie nicht schuldenfinanziert 
ist, wie es das gegenwärtige Modell der Regierung vorsieht.
 
5. Mit welchen Maßnahmen werden Sie die Entwicklung  
zu einer inklusiven Gesellschaft in Deutschland fördern?
Grundsätzlich sollte das Miteinander von Menschen mit und 
ohne Behinderung als Selbstverständlichkeit angesehen und 
überall praktiziert und gefördert werden, wo dies sinnvoller-
weise möglich ist. Allerdings stößt die Inklusion dort an ihre 
Grenzen, wo sie mit einem Aufwand verbunden ist, von dem 
nicht klar ist, ob er wirklich dem Interesse der betroffenen 
Menschen mit Behinderung entspricht, und auf gravierende 
Akzeptanzprobleme stößt.
 
6. Wie stehen Sie zur Forderung nach Streichung des  
§ 218 aus dem StGB? Woher nehmen Sie ausreichende  
Mittel, um Beratung und Förderung sicherzustellen?
Ich bin für die Straflosigkeit des Schwangerschaftsabbruchs, 
halte die gegenwärtige Regelung aber für einen guten und 
in der Praxis bewährten Kompromiss einer gesellschaftlich 
höchst umstrittenen Frage. Aus diesem Grunde sollte die ge-
genwärtige Regelung einschließlich des damit verbundenen 
Beratungssystems und seiner Finanzierung aus meiner Sicht 
beibehalten werden. 

THOMAS GEISEL  
FÜR DAS BÜNDNIS SARAH 
WAGENKNECHT IM INTERVIEW

Thomas Geisel, Foto: PicturePeople GmbH
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 7. „… Denn ich war hungrig und ihr habt mir zu essen gege-
ben; ich war durstig und ihr habt mir zu trinken gegeben; ich 
war fremd und ihr habt mich aufgenommen; …“ (Mt. 25, 35) 
Wie werden Sie zur Aufnahme von geflüchteten Menschen ste-
hen, die bei uns Schutz und Integration suchen?
Hierbei sollte getrennt werden zwischen dem Asylrecht für 
schutzbedürftige Opfer gezielter Verfolgung und Menschen, 
die aus anderen Gründen ihre Heimat verlassen wollen oder 
müssen. Asylverfahren für die schutzbedürftigen Opfer von 
Verfolgung sollten an den Außengrenzen der Europäischen 
Union nach europaweit einheitlichen Kriterien mit gleichmä-
ßiger Verteilung der anerkannt schutzbedürftigen Antragstel-
ler auf die Mitgliedstaaten der Europäischen Union durchge-
führt werden. Die allgemeine Einwanderungspolitik sollte in 
die Zuständigkeit der einzelnen Mitgliedstaaten fallen. Für 
Deutschland wäre mein Vorschlag, Kontingente festzulegen, 
die sich an Nützlichkeitskriterien (spezifischer Fachkräftebe-
darf), aber auch an humanitären Kriterien (Bürgerkriegs-, 
Armuts-, Klimaflüchtlinge) orientieren. Die Gesamtzahl der 
aufgenommenen Migranten sollte sich an der Integrationsfä-
higkeit unserer Gesellschaft orientieren.
 
8. Welche Maßnahmen planen Sie zum Thema  
Wohnungsbau bzw. bezahlbare Wohnungen? 
Haupthindernisse für den Bau und die Baueinstellung be-
zahlbaren Wohnraums ist eine überbordende Bürokratie, 
die die Baukosten in die Höhe treibt und den Wohnungsbau 
erschwert und verzögert sowie eine nach wie vor weitge-
hend ungehinderte Grundstücksspekulation. Insofern gilt 
es, die Preistreiber im Wohnungsbau durch eine Revision 
der Überregulierung etwa in den Bereichen Barrierefreiheit, 
Energieeffizienz, Brandschutz etc. zu entschärfen. Genehmi-
gungsverfahren können durch eine Vereinfachung und Ent-
bürokratisierung des Bauplanungs- und -ordnungsrechts si-
gnifikant beschleunigt werden. Die Grundstücksspekulation 
lässt sich eindämmen durch ein Bodenrecht, das insbesonde-
re Enteignungen in den Fällen erleichtert, in denen der Eigen-
tümer auf eine Wertsteigerung des Grundstückes spekuliert, 
ohne erkennbar die Absicht zu haben, selbst Wohnungen zu 
bauen. Außerdem gilt es, durch die Stärkung kommunaler 
und genossenschaftlicher Wohnungsbaugesellschaften den 
Wohnungsbestand zu erhöhen, der keinem reinen Profit
interesse unterliegt.

9. Wie stellen Sie sich die zukünftige Alterssicherung  
und deren Finanzierung vor?
Diese Frage habe ich bereits im Abschnitt über die Generati-
onengerechtigkeit beantwortet.
 
10. Wie wollen Sie die vereinbarten und notwendigen  
Klimaziele einhalten?
Zunächst einmal sollten klimaschädliche Subventionen wie 
beispielsweise die Steuerfreiheit auf Flugbenzin abgeschafft 
werden. In klimafreundliche Alternativen im Bereich Verkehr 
und Wärme, konkret in den Ausbau des öffentlichen Perso-
nennahverkehrs und der Fernwärmenetze sollte massiv in-
vestiert werden; unter keinen Umständen dürfen solche In-
vestitionen durch die Schuldenbremse verhindert werden! 
Eine CO2-Bepreisung, durch die die Kosten von Klimawandel 
und Klimaanpassung gewissermaßen „internalisiert“ werden, 
erscheint mir ebenfalls ein sehr sinnvolles Steuerungsinstru-

ment zu sein. Mit Blick auf ihre Akzeptanz muss dies allerdings 
Zug und Zug mit einer Neuordnung des Steuer- und Abgaben-
systems erfolgen, durch die kleine und mittlere Einkommen 
entlastet werden; außerdem muss parallel in klimafreund-
liche Alternativen investiert werden, die eine Umstellung auf 
klimafreundliche Verhaltensweisen ermöglichen. Internatio-
nal sind Vereinbarungen anzustreben, die sicherstellen, dass 
aus klimaschädlicher Produktion keine Wettbewerbsvorteile 
erwachsen können.
 
11. Was werden Sie dafür tun, um Frieden und Sicherheit  
zu gewährleisten?
Nach innen werden wir Frieden und Sicherheit am besten 
dadurch erhalten, dass wir sozialen Frieden und sozialen Zu-
sammenhalt stärken. Konkret geschieht dies etwa durch eine 
Integrationspolitik, die Chancengerechtigkeit herstellt und 
die Bildung von Parallelgesellschaften verhindert. Dies erfor-
dert beispielsweise Investitionen in Schulen und Kitas; auch 
eine Kitapflicht für Kinder aus migrantischen und bildungs-
fernen Milieus könnte hierfür ein sinnvolles Instrument sein. 
Den äußeren Frieden werden wir sicherlich nicht allein durch 
Waffen und Aufrüstung erhalten, zumal die gegenwärtigen 
Diskussionen um die Höhe des Verteidigungsetats (fünf Pro-
zent des Bruttoinlandsprodukt würden bedeuten, dass die 
Hälfte des Bundeshaushalts für Waffen ausgegeben würde!) 
geeignet sind, den inneren Frieden zu zerstören. Immer mehr 
Waffen schaffen, wie die Erfahrung zeigt, keinen Frieden. 
Stattdessen sollten Deutschland und Europa alle Anstren-
gungen unternehmen, um den Krieg in Europa auf diploma-
tischem Wege zu beenden und generell als ehrlicher Makler 
in kalten und heißen Kriegen zu vermitteln. Russlands Präsi-
dent Putin wird irgendwann Geschichte sein. Schon deshalb 
dürfen wir die von Willy Brandt, Helmut Kohl und Michael 
Gorbatschow entwickelte Vision vom „gemeinsamen europä-
ischen Haus“ nicht aus dem Auge verlieren.
 
12. Halten Sie die Stimme der Kirchen in unserem Land  
für relevant? 
Leider für zunehmend irrelevant. Ich wünschte mir, sie wäre 
vernehmlicher.

13. Unsere Gesellschaft braucht Strukturen, die den  
Zusammenhalt unterstützen. Wie möchten Sie zukünftig 
Ehrenamt und zivilgesellschaftliches Engagement fördern? 
Werden Sie gerne konkret.
Bei „Fördern“ denkt man immer an finanzielle Unterstützung. 
Nach meiner Erfahrung geht es den vielen Menschen, die 
sich ehrenamtlich engagieren, meistens nicht ums Geld. Von 
daher würde ich mir weniger Gedanken machen wollen um – 
wie auch immer geartete – finanzielle Förderprogramme für 
das Ehrenamt. Maßgeblicher erscheint mir die gesellschaft-
liche Anerkennung und – auch politische – Wertschätzung für 
das Ehrenamt zu sein. Insbesondere im sozialen Bereich kön-
nen Staat und Politik zwar finanzielle und organisatorische 
Voraussetzungen schaffen. Das was unsere Gesellschaft aber 
wirklich zu einer menschlichen Gesellschaft macht, wird sehr 
häufig durch die intrinsische Motivation derjenigen geleistet, 
die sich – häufig ehrenamtlich – für ihre Mitmenschen ein-
setzen. Auf ein Wort gebracht: Nächstenliebe kann man nicht 
kaufen, sie kommt von Herzen!  
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WAHLWISSEN 
 IN KÜRZE 

BUNDESTAGSWAHL 2025  
INFORMATIONEN

Wahlrechtsreform
Die Bundestagswahl 2025 ist die erste Bundes-
tagswahl nach der Wahlrechtsreform 2023. 
Bei der Bundestagswahl 2025 haben die Wäh-
lerinnen und Wähler weiterhin zwei Stimmen: 
die Erststimme und die Zweitstimme. Dieses 
System ist auch als personalisierte Verhältnis-
wahl bekannt. Es kombiniert die Wahl von Di-
rektkandidaten mit der proportionalen Sitzver-
teilung im Bundestag. Die Wahlrechtsreform 
2023 führt jedoch eine wichtige Veränderung 
ein: Die Zahl der Abgeordneten wird gesetzlich 
auf 630 Personen beschränkt. Überhang- und 
Ausgleichsmandate entfallen vollständig. Die 
Sitzverteilung richtet sich ausschließlich nach 
den Zweitstimmen. Direktmandate zählen nur, 
wenn sie durch die Zweitstimmen gedeckt sind. 

Erststimme
Mit der Erststimme wird eine Person aus dem je-
weiligen Wahlkreis direkt gewählt. Die Kandida-
tin oder der Kandidat mit den meisten Erststim-
men im Wahlkreis gewinnt das Direktmandat 
und zieht direkt in den Bundestag ein – jedoch 
nur, wenn die Partei insgesamt genügend Sitze 
durch die Zweitstimmen erhält. Das ist neu: 
Wenn eine Partei mehr Direktmandate gewinnt, 
als ihr durch die Zweitstimmen zustehen, ent-
fallen die Direktmandate mit den niedrigsten 
Stimmenantei-
len. Dies nennt 
man Zweitstim-
mendeckung. 

Zweitstimme
Mit der Zweit
stimme entschei-
det man nicht über eine Person, sondern über 
die Landesliste einer Partei. Diese Liste enthält 
die Kandidatinnen und Kandidaten, die eine 
Partei für das jeweilige Bundesland in den 
Bundestag schicken möchte. Die Zweitstimme 
bestimmt allein, wie viele Sitze jede Partei im 
Bundestag erhält, und legt somit die Mehr-
heitsverhältnisse im Parlament fest.

Fünf-Prozent-Hürde
Parteien müssen bundesweit mindestens fünf 
Prozent der Zweitstimmen erreichen oder drei 
Direktmandate durch die 
Erststimme gewinnen, um in 
den Bundestag einziehen zu 
können. 

Die wahlberechtigten Bürgerinnen 
und Bürger sind am Sonntag, 
23. Februar, aufgerufen, an der 
Wahl zum 21. Deutschen Bundes-
tag teilzunehmen. Wir geben Ihnen 
hier eine kurze Übersicht zu den 
wichtigsten Punkten (Quelle: Stadt 
Düsseldorf). Weitere Informati-
onen erhalten Sie im Internet unter 
www.duesseldorf.de/bundestags-
wahl oder telefonisch unter der 
Rufnummer 0211-8993368.

Wahlberechtigung
Wahlberechtigt sind alle Deutschen, 
die am Wahltag mindestens 18 Jahre 
alt sind, seit mindestens dem 23. No-
vember 2024 in der Bundesrepublik 
Deutschland ihren Hauptwohnsitz 
haben oder sich dort sonst gewöhn-
lich aufhalten und nicht vom Wahl-
recht ausgeschlossen sind. Besonde-
re Regelungen gelten für Personen 
ohne festen Wohnsitz, Rückkehren-
de aus dem Ausland und im Ausland 
lebende Deutsche.
 
Wahlbenachrichtigung

Die Wahlbenachrichtigungen wer-
den den Wahlberechtigten automa-
tisch bis spätestens 2. Februar zu-
gestellt. Wer wahlberechtigt ist und 
keine Wahlbenachrichtigung erhal-
ten hat, meldet sich bitte umgehend 
telefonisch unter: 0211/8993368 
beim Amt für Statistik und Wahlen.

Briefwahl
Wer am 23. Februar nicht persönlich 
in seinen Wahlraum gehen kann, hat 
die Möglichkeit, seine Stimme per 
Brief abzugeben. Der Antrag auf Brief-
wahl ist online unter https://www.
duesseldorf.de/statistik-und-wahlen/
wahlen/bundestagswahlen möglich. 
Grundsätzlich sollte die persönliche 
Stimmabgabe im Wahlraum der 

Stimmabgabe per Brief vorgezogen 
werden, da bei der vorgezogenen 
Bundestagswahl der Zeitraum zur 
Ausübung der Briefwahl verkürzt ist. 
Briefwahlunterlagen können erst ab 
dem 10. Februar versendet werden. 
Der rote Wahlbriefumschlag muss 
aufgrund der Postlaufzeiten späte-
stens am Mittwoch vor der Wahl, 
19. Februar, an das Amt für Statistik 
und Wahlen zurückgesendet wer-
den (unentgeltlich als Standardbrief 
im Bereich der Deutschen Post AG). 
Wahlbriefe können am Wahlsonntag 
nicht im Wahlraum abgegeben/ent-
gegengenommen werden! Alternativ 
muss er am Wahltag bis spätestens 
18 Uhr im Briefkasten des Amtes für 
Statistik und Wahlen, Mecumstraße 
10, eingeworfen sein. Später einge-
hende Wahlbriefe dürfen bei der 
Wahl nicht berücksichtigt werden. 
Bis einschließlich Samstag, 22. Fe-
bruar, können auch die Briefkästen 
der Bürgerbüros oder Bezirksverwal-
tungsstellen der Stadt Düsseldorf 
genutzt werden. Wahlbriefe für an-
dere Gemeinden können – auch bei 
der Bundestagswahl - in Düsseldorf 
nicht berücksichtigt werden.
 
Stimmabgabe im Amt für Statistik 
und Wahlen
Damit die Stimme am Wahltag si-
cher gezählt werden kann, sollte 
die Möglichkeit der Briefwahl 
direkt im Amt für Statistik und 
Wahlen, Mecumstraße 10, genutzt 
werden. Das Wahlamt verlängert 
ab dem 10. Februar die Öffnungs-
zeiten und ist dann montags bis 
freitags von 8 bis 18 Uhr und am 
Samstag, 15. Februar, von 8 bis 14 
Uhr für die Briefwahlbeantragung 
und Briefwahl vor Ort geöffnet. Am 
Freitag, 21. Februar, endet die Be-
antragungsfrist um 15 Uhr. 

Fotos: pixabay

Weitere Infos unter: 
www.bundesregierung.de/breg-de/aktuelles/
bundestagswahl-erst-und-zweitstimme-1947318
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